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Finanzordnung der Studierendenschaft 
der Fachhochschule Brandenburg 

 
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird 
davon abgesehen, die Funktionsbezeichnun-
gen jeweils in der weiblichen und männlichen 
Form aufzuführen. Es versteht sich von selbst, 
dass alle Funktionsbezeichnungen innerhalb 
der Studierendenschaft sowohl in der weibli-
chen, als auch in der männlichen Form geführt 
werden. 
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Allgemeines 
 

§ 1  
Rechtscharakter und Rechtsgrundlage 

 
(1) Mit Hilfe der Finanzordnung wird die Haus-
halts-, Wirtschafts- und Kassenführung der 
Studierendenschaft der Fachhochschule Bran-
denburg geregelt, soweit es die Mittelverwal-
tung betrifft, die ausschließlich in den Zustän-
digkeitsbereich der Studierendenschaft der 
Fachhochschule Brandenburg fällt. 
 
(2) Die Finanzordnung beruht auf den Bestim-
mungen des Brandenburgischen Hochschulge-
setzes (§ 61 Abs. 3) sowie den Bestimmungen 
der Satzung der Studierendenschaft der Fach-
hochschule Brandenburg.  
 
 

Vermögen der Studierendenschaft 
 

§ 2 
Vermögen 

 
(1) Der Allgemeine Studierendenausschuss (im 
folgenden AStA) und das Studierendenparla-
ment (im folgenden StuPa) verwalten das Ver-
mögen der Studierendenschaft der Fachhoch-
schule Brandenburg nach Maßgabe der Lan-
deshaushaltsordnung des Landes Branden-
burg. 
 
(2) Das Vermögen der Studierendenschaft ist 
im Rahmen der Aufgaben der studentischen 
Selbstverwaltung zu verwenden. Die Verwen-
dung des Vermögens ist in einem Haushalts-
plan darzulegen.  
 
 

Haushaltsplan 
 

§ 3 
Aufstellung des Haushaltsplanes 

 
(1) Der AStA hat spätestens einen Monat vor 
Beginn des neuen Haushaltsjahres einen 
Haushaltsplanentwurf dem StuPa zur Ent-
scheidung vorzulegen. Der Haushaltsplan be-
darf nach dessen Beschluss der Genehmigung 
des Präsidenten bzw. Rektor der Fachhoch-
schule Brandenburg. Er tritt nach Bekanntma-
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chung in den Amtlichen Mitteilungen der FHB in 
Kraft. 
 
(2) Für die Aufstellung des Haushaltsplanes ist 
der Finanzreferatsleiter zuständig. Der Entwurf 
ist vor seiner Beratung im StuPa auf einer  
AStA-Sitzung mit einfacher Mehrheit zu verab-
schieden. Der Finanzreferatsleiter kontrolliert 
die Einhaltung des gesamten Haushaltsplanes 
während seiner gesamten Amtszeit. 
 
(3) Das Haushaltsjahr umfasst ein Kalender-
jahr, es beginnt am 01. Juni und endet am 31. 
Mai eines jeden Jahres. Die Zahlungen der 
Semesterbeiträge von der FHB an den AStA 
sollen dabei möglichst am 01. Juni und am 01. 
Dezember eines jeden Jahres erfolgen. 
 
(4) Spätestens 14 Tage nach Ablauf des Haus-
haltsjahres erfolgt die Bilanzierung, sie ist Auf-
gabe des Finanzreferatsleiters, der im abgelau-
fenen Haushaltsjahr im Amt war. 
 
(5) Solange der Haushaltsplan nicht in Kraft ist, 
findet der Haushaltsplan des Vorjahres mit der 
Maßgabe weitere Verwendung, dass nur die 
rechtlich begründeten Verpflichtungen erfüllt 
und nur solche Ausgaben geleistet werden 
dürfen, die für die Erfüllung der Aufgaben der 
Studierendenschaft zwingend notwendig sind. 
 
 

§ 4 
Inhalt des Haushaltsplanes 

 
(1) Der Vermögenshaushalt umfasst: 
 
1. auf der Einnahmenseite: 
 
a) die Zuführung vom Verwaltungshaushalt 
b) Einnahmen aus Veränderung des Anlage-

vermögens 
c) Entnahmen aus Rücklagen 
 
2. auf der Ausgabenseite: 
 
d) Investitionen und Verpflichtungsermächti-

gungen 
e) Zuführen zu Rücklagen 
f) Deckung von Fehlbeträgen aus Vorjahren 
 
(2) Die Haupttitel der Ausgaben sind in folgen-
der Reihenfolge zu erfassen: 
 
1. Hochschulpolitik 
2. Soziales 
3. Öffentlichkeitsarbeit 
4. Erstsemesterinformationen 
5. Kultur 
6. Sport 
7. Internationale Beziehungen 
8. Studentisches Leben „IQ“ 

9. Verwaltung 
a) Büroausstattung, Bürobedarf, 

 Instandhaltung von AV 
b) Härtefonds 
c) Telefon/Porto/Fax 
d) Seminare 
 

10. Aufwandsentschädigungen 
a) der AStA-Referatsleiter 
b) der Jobvermittlung 

 
11. Sonstige sachliche und personelle 

 Aufwendungen (Deckungsbeitrag, u.a. 
 Fahrgelderstattungen) 

 
12. Wiederkehrende Zahlungen 

a) Software (Lexware Financial 
Office) 

b) GEMA  
c) Beitrag zum ADH 
d) Versicherungen 
e) Mieten 

 
13. Rücklagen 
 
 

§ 5 
Bestandteile des Haushaltsplanes 

 
(1) Im Haushaltsplan sind die einzelnen Posten 
detailliert nach Maßgabe der Landeshaushalts-
ordnung und den entsprechenden Referaten 
aufzuführen. 
 
(2) Den einzelnen Haushaltstiteln der Referats-
leiter (Titel 1 - 8 gem. § 4 (2) dieser Ordnung) 
sind dabei jeweils maximal 10 % des gesamten 
Haushaltsvolumens im Haushaltsplan zur Ver-
fügung zu stellen, dies beinhaltet auch die 
Übernahme von Verbindlichkeiten. 
 
(3) Für Aufwandsentschädigungen der AStA-
Referatsleiter sind maximal 20 % des gesam-
ten Haushaltsvolumens zur Verfügung zu stel-
len. 
 
 

Grundsätze der Veranschlagung 
 

§ 6 
Allgemeine Grundsätze 

 
(1) Die Einnahmen und Ausgaben im Haus-
haltsplan sind nur in Höhe der zu erwartenden 
Beträge zu veranschlagen. Sie sind sorgfältig 
zu schätzen, sofern sie nicht errechenbar sind. 
 
(2) Die Einnahmen und Ausgaben sind in voller 
Höhe und getrennt von einander zu veran-
schlagen. 
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(3) Die Einnahmen sind nach ihrem Entste-
hungsgrund, die Ausgaben nach Einzelzwe-
cken zu veranschlagen. Die Zwecke müssen 
dabei hinreichend bestimmt sein. 
 
 

§ 7 
Investition 

 
(1) Bevor Investitionen beschlossen werden, 
muss, soweit möglich, unter mehreren in Be-
tracht kommenden Möglichkeiten hinsichtlich 
der Anschaffungs- und Folgekosten die für die 
Studierendenschaft wirtschaftlichste Lösung 
ermittelt werden.  
 
(2) Bis zu einem Betrag von 250 Euro können 
die AStA-Referatsleiter (außer Vorsitz und Fi-
nanzen) eigenverantwortlich über die Mittel-
verwendung ihres Haushaltstitels (Titel 1 - 8 
gem. § 4 (2) dieser Ordnung) entscheiden. Bis 
zu einem Betrag von 500 Euro können Investi-
tionen vom StuPa-Vorsitzenden beschlossen 
werden. Übersteigt die Investition den Betrag 
von 500 Euro, so entscheidet das Studieren-
denparlament, gemäß § 13 Absatz 8 der Sat-
zung der Studierendenschaft der Fachhoch-
schule Brandenburg. 
 
 

§ 8 
Deckungsreserve 

 
Im Haushalt können in angemessener Höhe 
Verfügungsmittel für den AStA, sowie Mittel zur 
Deckung über- und außerplanmäßiger Ausga-
ben (Deckungsreserve) veranschlagt werden. 
Sie sind im Haushaltsplan gesondert aufzufüh-
ren. 
 
 

§ 9 
Erläuterungen 

 
(1) Es sind die einzelnen Posten des Haus-
haltsplanes zu erläutern, sofern ihre Abwei-
chung 10 % zum Vorjahreshaushalt beträgt. 
 
(2) Die übrigen Einnahmen und Ausgaben sind, 
soweit erforderlich zu erläutern. 
 
 
 

Rücklagen und Haushaltsausgleich 
 

§ 10 
Zweck der Rücklagen 

 
Rücklagen dienen der Sicherung der fristge-
mäßen Leistung von Ausgaben.  
Der AStA ist verpflichtet, mindestens 5 v. H. 
seines Haushaltvolumens pro Semester in eine 

Rücklage zu geben, soweit und solange diese 
nicht eine Summe von mindestens 8000 Euro 
enthält. Der § 13 Absatz 5 der Satzung der 
Studierendenschaft der Fachhochschule Bran-
denburg ist dabei bindend.  
 
 

§ 11 
Anlegen von Rücklagen 

 
Die Rücklagen sind sicher anzulegen; sie müs-
sen für ihren Zweck rechtzeitig verfügbar sein. 
 
 
 

Haushaltsführung 
 

§ 12 
Bewirtschaftung und Kontrolle der Ausga-

ben 
 
(1) Die im Haushaltsplan zur Verfügung gestell-
ten Mittel müssen so verwaltet werden, dass 
sie zur Deckung aller Ausgaben im Haushalts-
jahr ausreichen. Sie dürfen erst dann in An-
spruch genommen werden, wenn es die Erfül-
lung der Aufgaben erfordert. Dabei ist darauf zu 
achten, dass noch ausreichend Mittel in den 
Titeln 1 - 8 gemäß § 4 (2) (mindestens 1/12 für 
jeden im Haushaltsjahr noch kommenden Mo-
nat) zur Verfügung stehen, um anfallende Aus-
gaben decken zu können. Finanzielle Ent-
scheidungen des StuPa zur Mittelverwendung 
der Haushaltstitel 1 - 8 bleiben davon unbe-
rührt. 
 
(2) Die Inanspruchnahme von Haushaltsmitteln, 
einschließlich der über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben ist in Soll/Ist-Listen zu erfassen. 
Dabei müssen die noch zur Verfügung stehen-
den Mittel jederzeit ersichtlich sein. 
 
(3) Das Studierendenparlament ist unverzüglich 
zu unterrichten, wenn sich abzeichnet, dass die 
Gesamtausgaben die im Haushaltsplan festge-
setzten Ausgaben überschreiten. In diesem Fall 
wird ein Nachtragshaushalt erforderlich, der mit 
Zustimmung des Studierendenparlamentes und 
des Präsidenten in Kraft tritt.  
 
(4) Der Nachtragshaushalt muss alle erhebli-
chen Änderungen der Einnahmen und Ausga-
ben, entsprechend der veränderten Situation 
enthalten. 
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Kassen 
 

§ 13 
Kassen 

 
(1) Der AStA verfügt über zwei Barkassen. Sie 
sind entsprechend mit Kasse 01 und Kasse 02 
bezeichnet. 
 
(2) Kasse 01 befindet sich frei zugänglich für 
alle Mitglieder des AStA im Raum 215.  
Kasse 02 befindet sich unter Verschluss und ist 
nur für den AStA-Vorsitzenden und den Finanz-
referatsleiter zugänglich. 
 
(3) Kasse 01 sollte nicht mehr als 25 Euro und 
Kasse 02 nicht mehr als 400 Euro enthalten. 
 
(4) Zur Führung der Kassen sind der AStA-
Vorsitzende und der Referatsleiter für Finanzen 
berechtigt. 
 
(5) Die Verantwortlichkeit der Kassenführung 
liegt jedoch beim Referatsleiter der Finanzen. 
 
(6) Die Kassen des gewerblichen Referates 
(Studentenkeller) werden vom Referatsleiter 
des entsprechenden Gewerbes geführt. Das 
Kontrollrecht des Finanzreferatsleiters bleibt 
davon unberührt.  
 
(7) Alle Zahlungsvorgänge der Barkassen sind 
in einem Kassenbuch zu dokumentieren.  
 
 
 

Zahlungsverkehr 
 

§ 14 
Allgemeine Vorschriften 

 
(1) Zahlungen sollten möglichst unbar geleistet 
werden.  
 
(2) Für das Konto des gewerblichen Referates 
(Studentenkeller) erteilt der Allgemeine Studie-
rendenausschuss (AStA) dem Referatsleiter die 
Unterschriftsberechtigung und den Zugang zum 
Konto. 
 
(3) Der Zahlungsverkehr des gewerblichen 
Referates (Studentenkeller) wird vom zuständi-
gen Referatsleiter (Geschäftsführer) über des-
sen Kasse und Konto abgewickelt, für entspre-
chende Zahlungsvorgänge des Referates über 
dessen Kasse und Konto gilt § 7 (2) dieser 
Ordnung nicht. 
 
 
 
 
 

§ 15 
Sachliche und rechnerische Feststellung 

von Rechnungsbelegen 
 
(1) Jeder Anspruch und jede Zahlungsverpflich-
tung sind auf ihren Grund oder Zweck und ihre 
Höhe zu prüfen. 
 
(2) Jede Zahlung erfolgt ausschließlich gegen 
einen Beleg (Rechnung, Quittung etc.). Die 
Rechnungen und Belege sind in geeigneter 
Weise mindestens zehn Jahre aufzubewahren. 
 
 

§ 16 
Prüfung der Zahlungsvorgänge 

 
(1) Der Haushaltsausschuss des StuPa ist in 
der Pflicht, mindestens einmal nach jedem 
Quartal die Finanzunterlagen der Referate Fi-
nanzen und Studentisches Leben „IQ“ zu prü-
fen.  
 
(2) Der Termin der Prüfung muss bekannt ge-
geben werden. Eine Prüfung darf jedoch nur in 
Anwesenheit des jeweiligen Referatsleiters 
erfolgen. 
 
(3) Der Haushaltsausschuss hat in seiner Prü-
fung der Unterlagen auf folgende Dinge zu 
achten: 
 
- sachlich und rechnerische Richtigkeit der 

geleisteten Zahlungen 
- Nachweis jeder geleisteten Zahlung durch 

einen Beleg 
- Ordnungsgemäße Buchführung 
- Ordnungsgemäße Führung des Kassenbu-

ches 
- Einhalten des Haushaltsplanes 
- Fristgemäße Bilanzierung gemäß § 3 Abs. 

4 dieser Finanzordnung 
 
(4) Sollte der Haushaltsausschuss bei der 
Durchsicht der Unterlagen feststellen, dass 
nicht jede geleistete Zahlung nachvollziehbar 
ist, oder andere Mängel bestehen, so hat er 
den jeweiligen Referatsleiter unverzüglich an-
zuhalten diese Mängel zu beseitigen. 
 
 
 

Vermögen 
 

§ 17 
Bestandsverzeichnis 

 
Die Studierendenschaft hat über bewegliche 
Sachen, die ihr Eigentum sind oder ihr zu-
stehen, ein Inventurverzeichnis zu führen. Aus 
dem Verzeichnis müssen Art, Menge und Wert 
sowie Standort der Sachen ersichtlich sein. 
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Beschäftigungsverträge 
 

§ 18 
Beschäftigung 

 
(1) Die Einstellung von Beschäftigten erfolgt auf 
Beschluss des AStA; ebenso die Höhe der 
Aufwandsentschädigung. Das StuPa besitzt 
das Recht, die Entscheidung des AStA über die 
Einstellung und die Aufwandsentschädigung 
aufzuheben. 
 
(2) Für jede entgeltliche Beschäftigung ist ein 
entsprechender Vertrag abzuschließen. 
 
(3) Für die Aufwandsentschädigung ist im 
Haushaltsplan eine entsprechende Position 
auszuweisen. 
 
(4) Die Einstellung von Beschäftigten für das 
gewerbliche Referat (Studentenkeller) erfolgt 
ausschließlich durch den entsprechenden Re-
feratsleiter (Geschäftsführer). Der § 18 Absatz 
1 und § 18 Absatz 3 gelten dabei nicht. 
 
 
 

Entschädigung und Vergütung 
 

§ 19 
Allgemeine Vorschriften zur Aufwandsent-

schädigung 
 
(1) Grundsätzlich ist die Tätigkeit der Referats-
leiter einschließlich aller Referenten ehrenamt-
lich. 
 
(2) Eine Aufwandsentschädigung für die Refe-
ratsleiter kann durch das StuPa beschlossen 
werden. 
 
(3) Auch über Art und Höhe der Entschädigung 
entscheidet das StuPa mit einfacher Mehrheit. 
 
(4) Art und Höhe der Aufwandsentschädigung 
sind im Haushaltsplan mit einer entsprechen-
den Position auszuweisen. 
 
(5) Bei der Bemessung über Art und Höhe der 
Aufwandsentschädigung ist die finanzielle Situ-
ation des AStA zu berücksichtigen.  

 
 

§ 20 
Telefon 

 
(1) Telefonkosten werden grundsätzlich vom 
AStA beglichen, sofern es sich um Telefonate 
über die Anschlüsse der Fachhochschule 
Brandenburg mittels der entsprechenden Tele-
fonpins handelt.  
 

(2) Für Kosten, die durch eigene Mobilfunktele-
fone / Telefone entstehen, erstattet der AStA 
grundsätzlich keine Kosten. 
 
(3) Die Höhe der Telefonkosten der einzelnen 
Referatsleiter sollte nicht dauerhaft den Betrag 
von 17 Euro je Monat übersteigen.  
 
(4) Übersteigen die Telefonkosten dennoch 
dauerhaft den in § 20 Abs. 3 genannten Betrag, 
so kann der AStA über die Kostenverteilung 
entscheiden. Dies gilt auch für Kosten Ange-
stellter des AStA. 
 
(5) Ein Missbrauch des Telefonpins hat zur 
Folge, dass der AStA von seiner Zahlungsver-
pflichtung befreit ist. Die Referatsleiter und 
Angestellten des AStA sind dabei für den Miss-
brauch ihres Telefonpins, auch durch Dritte, 
verantwortlich. 
 
 

§ 21 
Reisekosten 

 
(1) Für die im Auftrag des AStA vorgenomme-
nen Reisen werden auf Antrag folgende Kosten 
erstattet: 
 
- Bahnfahrt zweiter Klasse 
- Bus- und Straßenbahnfahrten 
- Fahrten mit S-Bahn oder U-Bahn 
- Kosten für Fahrten mit dem PKW (Näheres 

regelt § 21) 
- Unterbringung 
- Verpflegung (Näheres regelt § 22) 
 
(2) Der Zweck der Reise muss hinreichend 
begründet sein. 
 
(3) Reisekosten werden nur gegen Vorlage 
einer detaillierten Abrechnung mit den entspre-
chenden Originalbelegen erstattet. 
 
(4) Die Genehmigung für eine Reise im Auftrag 
des AStA erteilt der Finanzreferatsleiter vor 
Antritt der Reise. Bei der Genehmigung der 
Reise ist grundsätzlich die für den AStA kos-
tengünstigste Abrechnungsvariante zu neh-
men.  
 
 

§ 22  
Benzin 

 
(1) Kosten für Benzin werden vom AStA erstat-
tet, jedoch nur wenn der Zweck der PKW-
Nutzung hinreichend begründet und die Nut-
zung von anderen Verkehrsmitteln nicht mög-
lich, bzw. kostenintensiver oder unzumutbar ist. 
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(2) Die Höhe der Erstattung beträgt 0,28 Euro 
je gefahrenen Kilometer.  
 
(3) Die Erstattung erfolgt nur gegen Vorlage 
einer Rechnung. 
 
 

§ 23 
Verpflegung 

 
(1) Kosten für Verpflegung werden vom AStA 
anteilsmäßig erstattet.  
 
(2) Die Höhe der Erstattung ist mit dem AStA-
Vorsitzenden und dem Referatsleiter für Finan-
zen abzustimmen.  
 
(3) Eine Erstattung kann nur gegen Vorlage 
des/der Originalbeleges/e erfolgen. 
 
 

§ 24 
Andere Kosten 

 
Eine Verpflichtung zur Erstattung anderer Kos-
ten seitens des AStA besteht nicht. 
 
 
 

Schlussbestimmungen 
 

§ 25 
Bindungen 

 
(1) Auch soweit in dieser Finanzordnung dem 
Referatsleiter für Finanzen Rechte eingeräumt 
werden, bleibt die Bindung des Referatsleiters 
an die Satzung der Studierendenschaft der 
Fachhochschule und die Beschlüsse des AStA 
bestehen. 
 
(2) Auch soweit dem AStA in dieser 
Finanzordnung Rechte eingeräumt werden, 
bleibt die Bindung an die Satzung der 
Studierendenschaft der Fachhochschule 
Brandenburg bestehen. 
 
 

§ 26 
In-Kraft-Treten 

 
(1) Das StuPa verabschiedet die Finanzord-
nung mit einfacher Mehrheit. 
 
(2) Die Finanzordnung tritt nach Genehmigung 
des Präsidenten und anschließender Veröffent-
lichung in den Amtlichen Mitteilungen der FH 
Brandenburg in Kraft. 
 
(3) Änderungen der Finanzordnung bedürfen 
der Zustimmung des StuPa mit einfacher 
Mehrheit. 

3. Fassung 
 
 
Brandenburg, Mai 2002  
 
 
 
Beschlossen durch das StuPa am: 23.05.2002 
 
 
Diese Satzung wurde dem Präsidenten im Juni 
2002 angezeigt. 
 
 
 
gez. AStA-Vorsitzender 
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